
 

  

S 18 U 488/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Köln
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 18
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 18 U 488/18
Datum 12.09.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 15 U 534/19
Datum 19.05.2020

3. Instanz

Datum 21.07.2020

Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtlichte Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Der 1960 geborene KlÃ¤ger erlitt am 15.04.2009 einen Arbeitsunfall. Mit Bescheid
vom 25.05.2011 gewÃ¤hrte ihm die Beklagte ab dem 20.07.2010 eine Rente als
vorlÃ¤ufige EntschÃ¤digung nach einer MdE von 20 %. Der Widerspruch des
KlÃ¤gers wurde mit Widerspruchsbescheid vom 25.10.2011 zurÃ¼ck gewiesen.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 28.11.2011 Klage beim Sozialgericht L (Az.: S 2 U
484/11), mit der er eine Verletztenrente nach einer MdE von 40 % begehrte.
WÃ¤hrend des Verfahrens bewilligte ihm die Beklagte mit Bescheid vom 12.12.2011
eine Rente auf unbestimmte Zeit nach einer MdE von 20 %.

Mit Urteil vom 09.04.2014 verurteilte das Sozialgericht die Beklagte zur Zahlung
einer Verletztenrente nach einer MdE von 40 % ab dem 27.07.2010.

Auf die Berufung der Beklagten Ã¤nderte das LSG-NRW mit Urteil vom 15.08.2017
das erstinstanzliche Urteil ab und wies die Klage ab (Az.: L 15 U 259/14).
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Die Nichtzulassungsbeschwerde des KlÃ¤gers verwarf das BSG mit Beschluss vom
22.03.2018 als unzulÃ¤ssig (Az.: B 2 U 228/17 B).

Ein Antrag des KlÃ¤gers auf Wiederaufnahme des Verfahrens L 15 U 259/14 verwarf
das LSG-NRW mit Urteil vom 11.12.2018 als unzulÃ¤ssig (Az.: L 15 U 555/18 WA).

Bereits mit Schreiben vom 15.11.2018 (Eingang bei Gericht am 20.11.2018) hatte
der KlÃ¤ger die vorliegende Klage erhoben mit dem Begehren festzustellen, dass
die Beklagte durch eine vorzeitige Einstellung von Leistungen nach Â§ 27 Abs.1 Nr.
6 und 7 SGB-VII ErsatzleistungsansprÃ¼che nach Â§ 116 SGB-X verursacht habe, da
seine Krankenkasse und die Deutschen Rentenversicherung Rheinland zu Unrecht
Leistungen erbracht hÃ¤tten.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Voraussetzungen fÃ¼r eine "Feststellungsklage" fÃ¼r nicht gegeben.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird ergÃ¤nzend auf
den Inhalt der Gerichtsakte und den der zum Verfahren beigezogenen
Verwaltungsakte der Beklagten Ã¼ber den KlÃ¤ger Bezug genommen. Alle Akten
haben bei der Entscheidung vorgelegen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht hat ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid gemÃ¤Ã� 
Â§ 105 Abs.1 SGG entscheiden kÃ¶nnen, da die Sache keine Schwierigkeiten
tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklÃ¤rt ist. Die
Beteiligten sind vorher gehÃ¶rt worden (Â§ 105 Abs. 1 Satz 2 SGG).

Die ausdrÃ¼cklich erhobene "Feststellungsklage" ist unzulÃ¤ssig.

GemÃ¤Ã� Â§ 55 Abs.1 SGG kann mit der Feststellungsklage begehrt werden 1. die
Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines RechtsverhÃ¤ltnisses, 2. die
Feststellung, welcher VersicherungstrÃ¤ger der Sozialversicherung zustÃ¤ndig ist,
3. die Feststellung, ob eine GesundheitsstÃ¶rung oder der Tod die Folge eines
Arbeitsunfalls, einer Berufskrankheit oder einer SchÃ¤digung im Sinne des
Bundesversorgungsgesetzes ist, 4. die Feststellung der Nichtigkeit eines
Verwaltungsakts, wenn der KlÃ¤ger ein berechtigtes Interesse an der baldigen
Feststellung hat.

Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor.

Vor allem geht es dem KlÃ¤ger nicht um die Feststellung des Bestehens oder
Nichtbestehens eines RechtsverhÃ¤ltnisses. Das dieses zwischen den Beteiligten
besteht, liegt auf der Hand. Auch der Zusammenhang einer GesundheitsstÃ¶rung
mit seinem Arbeitsunfall ist nicht im Streit. Im Ã�brigen ist nicht nachvollziehbar,
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wieso die Beklagte vorzeitig Leistungen eingestellt haben soll. Dem KlÃ¤ger wurden
umfangreiche HeilbehandlungsmaÃ�nahmen gewÃ¤hrt, solange von einem
ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen den bestehenden Beschwerden und dem
Unfall ausgegangen werden konnte. Auch wurde dem KlÃ¤ger ab Juli 2010 eine
Verletztenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung gewÃ¤hrt. Angesichts der
durchgehenden Bearbeitung der Akte, die inzwischen auf mehrere BÃ¤nde
angewachsen ist, ist der Vorwurf des KlÃ¤gers nicht haltbar. DarÃ¼ber hinaus
dÃ¼rfte es Sache der Krankenkasse bzw. der Deutschen Rentenversicherung S sein,
sich an die Beklagte zu wenden, wenn diese der Ansicht sind, sie hÃ¤tten zu
Unrecht Leistungen erbracht.

Die Klage konnte nach alledem keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 15.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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